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Nr.
2.2 "Westwaldallianz"

Voraebrachte Stellungnahme: Prüfung der Stellungnahme:

Schreiben vom 28.10.2014 zur frühzeitigen Beteiligung:

Kritik und Anregungen:
1. Darstellung von Siedlungsflächen auf den ehemaligen Kelley-

Barracks
Das FNP-Änderungsvorhaben verletzt § 1 Absatz 4 BauGB:
Die Bauleitpläne sind den Zielen der Raumordnung anzupassen.

Es ist schon ein außergewöhnlicher Vorgang, dass es eine Änderung
des Flächennutzungsplans nicht für nötig hält, sich mit den übergeord­
neten Ausweisungen des Regionalplans abzustimmen. Diese FNP­
Änderung definiert ihre Ziele hingegen quasi selbstreferenziell:

Der Großteil der Flächen der ehemaligen militärischen Nutzung der US­
Streitkräfte sind im rechtswirksamen Flächennutzungsplan als Sonder­
baufläche Bund (Verteidigung) dargestellt. Im sOdJichen Bereich des
Geltungsbereichs sind die Freiflächen als GrOnfläche fOr Sportanlagen
und als Waldfläche - beides Sonderflächen Bund (Verteidigung) - dar­
gestellt. Nach erfolgtem Wegzug der amerikanischen Streitkräfte aus
Darmstadt werden diese Flächen nun nicht mehr fOr militärische Zwecke
benötigt. Nördlich, nordwestlich und sOdöstlich des Geltungsbereichs
befinden sich Gewerbegebiete. Diese sollen um die ehemals militärisch
genutzten .Flächen ergänzt werden. Die FlächendarsteIlung ändert sich
in gewerbliche Fläche.

Hier Wird allein auf den - veralteten - Flächennutzungsplan abgehoben,
der übergeordnete Regionalplan aber mit keinem Wort erwähnt.

Die Neudefinition der Flächennutzung nach Aufgabe der militärischen
Vornutzung wird nach einer primitiven "so wie's schon ist k~mn's auch
weiter geh'n"-Erwägung abgeleitet: wo schon Gewerbe ist, kann auch
weiteres Gewerbe dazu, Auch insofern findet keine Orientierung an den
überCieordneten PlanunCisvorCiaben statt. Und es wird auch unterschla-

Planerische Behandlung der Stellungnahme:
Der Anregung, das Plangebiet im südwestlichen Teil als Wohnbaufläche
auszuweisen, wird nicht entsprochen.

Planerische Bewertung der Stellungnahme:
Der Großteil der Flächen der ehemaligen militärischen Nutzung der US
Streitkräfte werden im rechtswirksamen Flächennutzungsplan der Wissen­
schaftsstadt noch als Sonderbaufläche Bund (Verteidigung) dargestellt.
Diese Ausweisung soll in gewerbliche Bauflächen geändert werden.

Diesem städtebaulichen Ziel steht die Darstellung' des Regionalplans Süd­
hessen/Reg FNP 2010 entgegen. Ein Teil der Konversionsfläche ist als
"Vorranggebiet Industrie und Gewerbe, Planung", ein Teil als "Vorranggebiet
Industrie und Gewerbe, Bestand" dargestellt. Der südwestliche Teil des
Plangebiets ist jedoch als "Vorranggebiet Siedlung, 'Bestand" ausgewiesen.
Daher soll auf Grundlage von § 9 Hess. Landesplanungsgesetz ein Antrag
auf Abweichung von den Zielen des Regionalplanes gestellt werden. Dies ist
ein Verfahren, welches im Hess. Landesplanungsgesetz vorgesehen ist und
nach der Zustimmung durch die Regionalversammlung Abweichungen vom
Regionalplan zulässt.

Die Ausweisung des gesamten Gebietes als gewerbliche Baufläche ist aus
gesamtstädtischer Sicht erforderlich, da in Darmstadt generell ein hoher
Bedarf an Flächen für gewerbliche Entwicklungsmöglichkeiten besteht.
Zentrale fachliche Grundlage zur Einschätzung des allgemeinen Bedarfs an
Wohnungs- und Gewerbeflächen in Darmstadt ist eine Wohnungs- und Ge­
werbeflächenbedarfsanalyse des Behrend-Instituts aus Frankfurt am Main.
Dieses Gutachten wurde im Juli 2012 im Auftrag der Wissenschaftsstadt
Darmstadt erarbeitet. Eine wesentliche Erkenntnis dieses Gutachtens be­
steht in einer starken Notwendigkeit zur Mobilisierung von neuen Flächen-
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Prüfu der Stellu nahme
potenzialen in Darmstadt. Dies gilt sowohl für gewerbliche Bauflächen als
auch für Wohnbauflächen. Grundsätzlich wird dort eingeschätzt, dass der
Wirtschaftsstandort Darmstadt von den aktuellen Zukunftstrends eher profi-
tieren könnte und im Ver:gleich zu anderen deutschen Städten im Standort-
wettbewerb gestärkt hervorgeht. Das setzt aber voraus, dass auch die
standortbedingungen insgesamt günstig sind. Dazu zählt insbesondere
auch die ausreichende Verfügbarkeit geeigneter Gewerbeflächen. Die Nicht-
Verfügbarkeit von geeigneten Gewerbeflächen darf nicht zum Entwicklungs-
und wachstumshemmnis für die wissenschaftsstadt Darmstadt werden.
Durch die engen kommunalen Grenzen sind für Gewerbeflächen kaum noch
Flächenreserven vorhanden, sodass die wiedernutzbarmachung von frei-
gewordenen militärischen Flächen städtebaulich geboten ist, dies auch'vor
dem Planungsleitsatz des g 1 Abs. 5 Baugesetzbuches, wonach die städte-
ba-r-'liche Entwicklung vorrangig durch Maßnahmen der lnnenentwicklung
erfolgen soll.

Zwar käme im Grundsatz für Teile der Flächen der Konversion-west auch
eine Nutzung als wohngebiet in Frage. Eine wohnnutzung an diesem
standort ist jedoch nicht optimal. ln einem ergänzenden Gutãchten wurde

weder die Ziele der bisherigen Planung in angemessenem Umfang gesi-
chert bleiben, noch trotz zusävlicher Maßnahmen die angestrebte eualität
einerWohnnutzung in ausreichendem Maß gewährleistet werden kann.,,

ln Abwägung mit den divergierenden Nutzungszielen gibt die stadt für die-
sen Bereich einer gewerblichen Nutzung den Vorrang. Dies auch vor dem
Hintergrund, dass bei städtebaulichen Planungen auch die Belange der
wirtschaft sowie die Belange der Erhaltung, sicherung und schaffung. von
ArbeitspläÞen zu berücksicht¡gen sind. Das plangebiet der Flächennut-

eines schon bestehenden
gewerbliche Nutzung qe-

zungsplanänderung ist durch seine Lage als Teil
Gewerbegebietes im besonderen Maße für eine

Vorqebrachte Stell nahme
gen, dass sich n dem tn der Aufzäh lunI von H imm lsrichtung en fehlen-
den ,,Süd lich" kein Gewe rbegebiet, sondern das weitreichende Wohnge-
biet der Hetm stättensiedl u ng ansch ließt, desse n Flächen n utzung offen-
bar und wil lkürl ich ausgeblendet keine Refe tenz SEtn soll.

somit bleibt unbeachtet, dass der Regionalplan für den größeren Teil
der betroffenen Fläche weder,,sonderbaufläche Bund,, noðh,,Gewerbe,,
vorsieht, sondern für den Bereich der ehemaligen Kelley-Barracks ,,Vor-
ranggebiet Siedlung" ausweist:

3.4 Siedlungsstruktur

Bêsland/Plarung

: 34.j Vorraqggeb¡et
. sreolung

il; .,. Vonanggebiet
J e I lnduslr¡e und Gewerb€

5.1 Schienenverkehr

Bestand/P lan ung

Femverkehrsstrecke

Die rbeflächen im FNp für den Bereich der Kelley-Bar / ,,Gewerbliche Bauflächen,,) widerspricht só_
mit gionalplans. ln diesem Bereich ist nunmehr -
wo nun endlich die Anpassung des völlig veralteten FlächennuÞungs-
plans betrieben wird - Siedlungsfläche vorzusehen.

Diese Auswe rsu ng ist auch tn der Sache sinnvoll u m entlan g der Ma-
gistrale der Eschol lbrücke f Straße gegen über der Hei mstättensied lu ng
el n S ied ungspendant zu schaffen Ferner spricht die gute Substanz der
ehemaligen Kasernengebä ude für etne Weitern ulz ung als zu dem
schnell n utzbarem Wohnraum def n etnem gewachsenen, stabile n gru-
nen U mfe td steht. Sch ließlich spricht auch d te nördl ich angre nzend be-
absichtigte enorme Ausweitung von Gewerbeflächen fü r etn Wohngebiet
ln dieser Lage: So könne n zusätzliche Beschäftigte betriebsnah erne
Wohnu ng finden was der Verkeh rsverm etdung dienen würde. (Zur Kon-

Nr
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der Stellu hme:
eignet.

Aus den o.g. Gründen wird die Ausweisung eines wohngebietes an diesem
Standort aktuell nicht befürwortet.

Planerische Behandlung der Stellungnahme:
Der Anregung_, die Darstellung der geplanten lcE-Trasse im Geltungsbe-
reich der 7. Anderung aus dem Flächennutzungsplan zu entfernen, wird
nicht entsprochen. Die lcE-Trassenvariante enflang der Main-Neckar-Bahn
wird beibehalten.

Planerische Bewertung der Stellungnahme:
lm aktuell gültigen Regionalplan südhessen/Reg FNp 2010 wird die Fläche
der Kelley-Barracks und des Nathan-Hale-Depots von Nordost nach süd-

Fernverkehrsstrecke/Planu ng durchzogen.
nungsgeprüfte Variante zu den Planunoen

west von einer Trasse für eine
Diese Trasse stellt eine raumord

Vorq ,|ll1 
^ hme:ebrachte Stellun

kretion dieses Vorschlags wi rd auf die Einwendungen zum Bebauungs-
plan und Rahmenplan W 46 venriesen)

2. Klärung der IGE-Trassierung im Plangebiet
lm Entwurf zur 7. Änderung des Flächennutzungsplans (FNp) werden
ausdrücklich Darstellungen aus dem alten FNp übernommen, die zwei
Varianten der geplanten lcE-Neubaustrecke zum Gegenstand haben
und bereits lnhalt des 2006 bestandskräftig gewordenen FNp waren (s.
Abb.).

Nr.
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Prüfung der Stellungnahme:
einer ICE-Neuba ustrecke (NBS) im Raum Rhein/Main - Rhein/Neckar aus
dem Jahr 2004 dar. Es handelt sich hierbei um die sog. Trassenvariante lllA
zur Realisierung der Neubaustrecke Rhein/Main - Rhein/Neckar.

Die Studie zum Eisenbahnkorridor Mittelrheinachse/Rhein/Main
Rhein/Neckar - Karlsruhe mit Vorschlägen für eine Führung der Neubau-
strecke Rhein/Main - Rhein/Neckar liegt zwar seit Anfang 2015 vor. Ab-
schließende Ergebnisse werden derzeit diskutiert und sollèn in den neu
aufzustellenden Bundesverkehrswegeplan 2015 eingearbeitet werden. Bis
zur abschließenden Entscheidung wird daher diese Trassen-Variante auch
im gültigen kommunalen Flächennutzungsplan der wissenschaftsstadt
Darmstadt dargestel lt.

Für die das Plangebiet querende Trassenvariante lllA wurde aufgrund der
Bestandsbebauung (Kasernengelände) im Rahmen des o.g. von 2002 bis
2004 durchgeführten Raumordnungsverfahrens (ROV) eine Tunnellösung
erarbeitet, die jedoch heute nicht mehr realisierbar erscheint: Zum einen
ergaben sich zwischenzeitlich geänderte Rahmenbedingungen und Entwick-
lungen im Trassenbereich der Variante lllA, insbesondere neue Entwick-
lungsperspektiven für die Konversionsgebiete Kelley-Barracks und Nathan-
Hale-Depot nach dem Abzug der US-Streitkräfte, zum anderen bestehen
geänderten Planvorstellungen seitens des Vorhabenträgers (siehe Studie
DB Netz AG) im Hinblick auf eine nunmehr lediglich eingteisige Anbindung
des Darmstädter Hauptbahnhofes (sog. ,,Konsenstrasse", 2007) und damit
verbundenen Fragen der Wirtschaftlichkeit der Trasse.

Daher wurden im Rahmen einer weiteren Planungskonkretisierung für den
Trassenverlauf der Variante lllA im südlichen Bereich des Darmstädter
Hauptbahnhofs durch das Büro Krebs und Kiefer Beratende lngenieure für
das Bauwesen GmbH, Darmstadt - im Vorgriff auf das lur 2016 geplante
Planfeststellungsverfahren - iri einer Entscheidungsstudie vier modifizierte
Linienführungen entwickelt, die als technisch und verkehrlich machbar be-
wertet werden. Bei den Linienvarianten werden ebenfalls Tunnelbauwerke
erforderlich. Es wurden dabei die dem damaligen Raumordnungsverfahren
zu Grunde gelegten Planungsparameter ergänzt und unter Berücksichtigung
der geänderten Rahmen bedin gun gen kon kretisiert (u. a. Entwu rfsgeschwin-
digkeiten, Längs- und Querneigungen, Höhenlage, Lage von Bauwerken wie

Vorgebrachte Stellungnahme:

Diese Vormerkungen würden - sofern sich die Verwaltung gesetzeskon-
form daran hält - in daraus abgeleiteten Bauleitplanverfahren nahezu
jegliche Entwicklung im Bereich der Konversionsflächen blockieren.
Denn insbesondere die das Gebiet diagonal durchquerende Trasse
macht kaum noch sinnvolle Festsetzungen in abgeleiteten Bauleitplänen
möglich. Deshalb ist es völlig unverständlich, dass der Magistrat diese
Trasse erneut in den Flächennutzungsplan übernehmen will.

Es ist offenkundig, dass diese Trasse für Darmstadt nicht akzeptabel ist.
Sie verhindert jede sinnvolle Nutzung auf den Konversionsflächen und
bedeutet einen erheblichen Eingriff in die Waldsubstanz entlang der
Eschollbrücker Straße. Sie sollte daher aus dem Flächennutzungsplan
entfernt werden. Daflir bedarf es allerdings einer Begründung sowie
eines Konzepts, in dem der Magistrat darlegt, wie er sich eine ICE-
An bindu n g am Darmstädter Hau ptbahnhof vorstellt.

Die ICE-Trassenvariante entlang der Main-Neckar-Bahn sollte hingegen
beibehalten werden, weil sie jedenfalls für die - allseits gewünschte -
enrueiterte ICE-Bedienung des Darmstädter Hauptbahnhofs in Frage
kommt.

AusschnÌtt ous
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wordenen Flti-
chennutzungsplon
m¡t E¡ntrog des
Geltungsbereichs
zur 7. FNP-

Anderung (schworz

und fett gestri-
chelt) sowie zwei-
ter ICE-Plontrossen
(lilo Köstchenfol-
gen)

'r

á

I

,'.

F
I

ò

.., i

I
i)t

.ð-,'l

Nr.



7. Anderung des Flächennutzungsplans, Teilbereich Nathan Hale Depot)
05.11.2015 Vorlä Prüfun der Stellu Seite 5

der Stellu nahme
Tunnel und Trogbauwerken).

ln einer vom Büro lnfrastruktur & umwelt, Professor Böhm und partner,
Darmstadt, erarbeiteten ,,Expertise zu Konflikten der landesplanerisch fest-
gelegten Linienführung (RoV/Regionalplan) mit aktuellen städtebaulichen
Entwicklungen im Bereich der Konversionsflächen west und zur überein-
stimmung fortentwickelter Trassenführungen mit den zielen der Raumord-
nung und Landesplanung" wurden die vier modifizierten Linienführungen vor
dem Hintergrund der aktuellen Planungsabsichten der wissenschaftsstadt
Darmstadt hinsichtlich ihrer Kompatibilität mit der landesplanerisch festge-
stellten Variante sowie damit betroffenen Zielvorgaben untersucht. Die ein-
zelnen Linienvarianten weisen im Hinblick auf die vereinbarkeit mit den
städtebaulichen Entwicklungsvorstellungen der Stadt einerseits, bezüglich
der Einhaltung der regionalplanerischen Zielvorgaben und der aus dem
Raumordnungsverfahren resultierenden Bedingungen andererseits, unter-
schiedliche Vor- und Nachteile auf.

Den einzelnen Linienvarianten ist zu attestieren, dass sie - wie die Trassen-
variante lllA - mit den Zielen der Raumordnung grundsätzlich vereinbar sind
und die Raumverträglichkeit gegeben ist, da es sich bei den vier modifizier-
ten Linienführungen jeweils um alternative Konkretisierungen der Trassen-
variante lllA handelt. Mit einem Raumordnungsverfahren wird die Raumver-
träglichkeit raumbedeutsamer Planungen und Maßnahmen im Sinne von $ I
der Raumordnungsverord nung (Raumordnun gsverfahren) geprüft, wobei die
raumbedeutsamen Auswirkungen der Planung oder Maßnahme gem. $ 1S
Abs. 1 Raumordnungsgesetz unter überörtlichen Gesichtspunkten zu prüfen
sind. Die Ermittlung und Beurteilung einer generellen Trassenführung erfolgt
somit im raumordnerischen Maßstab (l:25.000 - 1:100.000). Bei kleinräu-
migen und räumlich begrénzten Abweichungen der Trassenführung im Zuge
der weiteren Planungskonkretisierung (hier: die vier Linienvarianten) ist da-
von auszugehen, dass die grundsätzliche Raumverträglichkeit der Trasse
unbeschadet bleibt und dass die Durchführung eines erneuten Raumord-
nungsverfahrens nicht erforderlich ist.

Eine konkrete Prüfung und weitere technische Planungen der einzelnen
Linienvarianten ist Gegenstand eines nachfolgenden Planfeststellungsver-
fahrens gemäß S 18 AEG bzw. der integrierten umweltverträqlichkeitsprü-

Vo ebrachte Stellu hme:Nr.
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Prüfu der Stell nahme:
fung nach SS 3a ff. UVPG i.V.m. S 6 Abs. 3 Nr. 5 UVPG. Die konkrete Lini-
enführung wird somit im Planfeststellungsverfahren ermittelt und ist nicht

llungen im Flächennutzungsplan. Daher ist eine An-
der Neubaustrecke im Flächennutzungsplan nicht

auch nicht Gegenstand der 7. Flächennutzungsplan-
.1.

Aus den o.g. Gründen ist die konkrete Linienführung auch nicht Gegenstand
des Zielabweichungsantrags. Die grundsätzliche Möglichkeit einer Realisie-
rung der Trassenvariante lllA in Form einer der vier Linienvarianten ist auch
bei umsetzung der Konversionsmaßnahme im Bereich der Kelley-Barracks
im Hinblick auf eine gewerbliche Nutzung grundsätzlich gegeben.

Auswirkungen auf die Flächennutzungsplanänderung:
Ergänzen der Begründung um die Ausführungen zur Darstellung der lcE-
Neubaustrecke.

Planerische Behandlung der Stellungnahme:
Der Anregung, die Achse der ehemaligen Stadt-Allee (,,Schepp Allee.) bei-
zubehalten, wird nicht entsprochen.

Planerische Bewertung der Stellungnahme:
lm rechtswirksamen Flächennutzungsplan ist im Geltungsbereich der 7.
Flächennutzungsplanänderung, Teilbereich 7 .1, die Fortführung der Schepp
Allee als ausgewählte Grünverbindung dargestellt. Die historische Wege-
verbindung der Schepp Allee in Richtung Stadtmitte ist aufgrund der Nut-
zungen der vergangenen Jahrzehnte, der Einzäunung des Gebietes und der
starken Zäsu¡ der Grünverbindung durch die im Westen bestehende, Nord-
S ü d verl a ufende Bahntrasse stadträumlich n icht erlebbar.

Darüber hinaus besitzt die Schepp Allee-Brücke keine Funktion als Fuß-
und Radwegachse. Eine Querung des Haardtrings ist für die Radfahrer in
der heutigen Lage kaum sicher und leistungsfähig für Kfz und andere Ver-
kehrsteilnehmer mögl¡ch. Die Brücken Eschollbrücker straße und Hilpert-
straße bilden die Hauptradwegachsen (zukünftig mit guten Radverkehrsan-
lagen) in das Gebiet.

Vorqebrachte Stell ungnahme:

3. Beibehaltung des Grünzugs in der Achse der ehemaligen ,,Stadt
Allee"
$ 1 Abs. 6 Pkt.s BauGB fordert:
,,Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind insbesondere zu berücksichti-
gen: ...
5. die Belange der Baukultur, des Denkmalschutzes und der Denkmat-
pflege, die erhaltensweñen Ortsteile, Straßen und Plätze von geschicht-
licher, künstlerischer oder städtebaulicher Bedeutung und die Gesfa/-
tung des Ofts- und Landschaftsbildes."

De¡ 7. Anderungsentwurf zum FNP verstößt gegen diese Vorschrift bzw.
ignoriert sie, weil er die stadtbildprägende Achse von Schepp Allee bzw.
Stadt-Allee aus dem bislang gültigen Plan entfernen will.

Nr
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Vorrangiges Ziel der Grün- und Landschaftsplanung
wertvoller Grünstrukturen im Konversionsbereich wie
deplatz und wertvoller Baumbestände sowie den Wal
ziel der weiteren Planungen ist, eine Grünverbindung innerhalb des euar-
tiers herzustellen.

Die Darstellung der linearen Grünverbindung soll daher herausgenommen
werden. Ein Beibehalten der Grünachse hätte auch die gewerbiichen Nut-

Bedeutung und der Gestaltung des orts- und Landschaftsbildes wurde den
Belangen der Wirtschaft mehr Gewicht gegeben.

Auswirkungen auf die Flächennutzungsplanänderung:
Ergänzen der Begründung mit umweltbericht um die Ausführungen zur Dar-
stellung der Aufgabe der Stadt-Allee.

Vorgebrachte Stellungnahme:
Als der Darmstädter Flächennutzungsplan nach einem jahrzehntelangen
Planungsverfahren und nach Satzungsbeschluss im Dezember 2005 im
darauf folgen den Jahr 2006 bestandskräftig wurde, waren die militäri-
schen Flächen im Westen noch militärisch genutzt und ihre anderweitige
Verfügbarkeit nicht abse hbar. Der parallel ins Verfahren gegebene
Rahmenplan zum Bebauungsplan W 46 datiert insofern auf S. 8:,,Anlass
der Planung ist die im Jahr 2008 eÍolgte Auflassung der ehematigen
amerikanischen Militärflächen durch die US-Streitkräfte". Und Vorlage
20 1 4 I 0357 d ifferenziert dies dahingehend: ,,Die Fläche des Nathan-Hate-
Depots war weiterhin in der Nutzung durch die amerikanischen Streit-
kräfte und wurde erst im Jahr 2011 freigegeben".)

Angesichts der streng abgezäunten Kasernenbereiche war damals of-
fenkundig, dass diese Grünachse erst dann entwickelt werden könne,
wenn die Kasernengelände wieder öffenilich zugänglich sein würden.

Diese Situation ist heute et jetzt will der Ma-
gistrat diese Grünachse so (Ziele S. 3): ,,/m
Flächennutzungsplan ve ereich die Fortfüh-
rung der Schepp Allee als ausgewählte Grünverbindung. Aufgrund der
starken Zäsur der Grünverbindung durch die bestehende Bahnfrasse rsf
die q u aftiersü berg reifende G rü nverbi n du ng stadträu m t ich n icht e rtebbar
... Die Darstellung der linearen Grünverbindung solt herausgenommen
werden."

Die Main-Neckar-Bahn ist heute tatsächlich kerne solche ,,Zäsul,, weil
sie exakt im Zuge dieser Schepp Alleè-Achse mit einer Brückd überquert
werden kann und die Bah n selbst durch üppige Veqetation weitqehend

Nr.
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Prüfu der me:Vorgebrachte Stellu nqnahme:
verdeckt ist.

?jg ¡r bisherigen FNP festgesetzte Grünachse im Zuge der.schepp
Allee würde erst dann nicht mehr,,erlebbaÉ, sein,

Neckar-Bahn und zwischen den beiden Kasernenbereichen überbaut
-und

- wenn die straßenführungen des Rahmenplans zum w 46 umgesetzt
würden, die den heute noch gut wahrnehmbaren Verlauf dieser Achse
vollständig ignorieren.

All diese Aspekte werden in der Vorlage zur 7. Änderung'des Flächen-
nutzungsplans nicht genannt. Grund der Herausnahme dieser Grünver-
bindung ist also tatsächlich, selbige d
pen zu wollen und die Achsenstreck
die Firma Döhler und anderer Firmen
nicht rch das Argument einer angeblichen ,,nichtErleb en, bedeutet das eine Tauschung der zu
beteil

Zudem war schon die Darstellung ,,Grünachse" im bestandskräftigen
Flächennutzungsplan eher untertrieben. Denn diese Grünachse wurde

nach südwesten weit hinaus bis in den westwald, wo sie noch heute
,,Stadtschneise" heißt.

Nachfolgend ein Ausschnitt aus eingm stadtplan von 1900 mit dem grün
hervorgehobenem Beginn der Stadt-Allee-Achse in jenem Bereicñ, in
dem sie heute,,Schepp Allee" heißt:

Nr.



7. Änderung des Flächennutzungsplans, Teilbereic Nathan Hale Depot)
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Dieser stadthistorisch bedeutsame Kontext wird in der 7. Anderung nicht
angesprochen, problematisiert und berücksichtigt, was nicht in Einklang
mit dem eingangs zitierten und zu beachtenden Grundsatz aus dem
BauGB steht.

Es wt rd daher gefordert, dass d te besagte Grünachse auch zukünftig m
F lächenn utzungsplan der Stadt Darmstadt ausgewresen wird und nun
auch tn die praktische Ausgestaltung geht, da die M itä rflächen VE rfüg-
bar stn d

Nr




